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W1993 - Mit Sonderbeilage Nordrhein-Westfalen 

unternehmen Eisenbahn 

Ein Jahrhundertwerk 
Hird vollendet 
^n     oten 'st durchschlagen, die neue Bahn 
f J n nun endlich auf Kurs gehen. Jeder weitere 
\j.| yerzögerung hätte den Steuerzahler rund 27 
disk 0.nen Mark gekostet. Was in Jahrzehnten 
all ut'ert und als dringende Notwendigkeit von 
bjij? Parteien, Gewerkschaftern, Industriever- 
all   en> von den Ländern, vom Bund und vor 
Nö «/ttlmtT w'eder von den Eisenbahnern selbst 
\tL rrQri wurde, kann zum 1. Januar 1994 seine 

eit aufnehmen: das Unternehmen Eisenbahn. 
War e1o   * Cln art>eitsreiches Werk und erforderte 
rnie Energie auf allen Seiten, aber der Wille, 

Von Matthias Wissmann, 
Bundesminister für Verkehr 

d'eSe R   ~ 
ger u   

e,0rrn zum Wohle der Bürgerinnen und Bür- 
gest Seres Landes umzusetzen, hat letztendlich 

'n der e ^Un  nts.c'le'denden und äußerst konstruktiven 
£nde ,8 bei Bundeskanzler Helmut Kohl konnte 
unter p.   er Woche mit den Ministerpräsidenten 
entSc, Unrung des SPD-Vorsitzenden Scharping die 
8estel.

eidende Weiche für die Zukunft der Bahn 
p|ät2e     

erden und damit für über 400.000 Arbeits- 
\Ven   eine Perspektive eröffnet werden. 

am 1. Januar 1994 das Privatunternehmen 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

HEUTE AKTUELL 

# Sozialdemokraten 
Generalsekretär Peter Hintze: 
SPD widerlegt ihren Anspruch 
auf Regierungsfähigkeit. Seite 4 

• Bundeshaushalt 1994 
Haushalts-Konsolidierung ist er- 
folgreiche Zukunftssicherung. 
Seite 5 

• Außenpolitik 
Potsdamer Erklärung: Die Vise- 
grad-Staaten und die Institutio- 
nen des Westens. Seite 10 

# Parteienfinanzierung 
Rechtzeitig vor dem Wahljahr 
1994 Klarheit über die neuen Re- 
gelungen. Seite 14 

• Grundsatzprogramm 
Das christliche Selbstverständnis 
ist unser unverzichtbares Funda- 
ment. Seite 16 

# Dokumentation 
Bundeskanzler Helmut Kohl: Wir 
sind und bleiben für unsere Part- 
ner ein verläßlicher und bere- 
chenbarer Freund und Nachbar. 
Regierungserklärung vom 
11. November. Grüner Teil 

lUliT 

Gedenkrede des Bundes- 
finanzministers Theo Waigel 
zum Volkstrauertag. UiD extra 



Seite 2  •   UiD 36/1993 BAHNI 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Bahn loslegt, beginnt für die Eisenbahner 
eine Revolution, die alle Gewerkschafter 
und Manager mittragen. Endlich wird 
dann Kreativität und Leistung belohnt, 
gibt es wie in jedem Wirtschaftsunterneh- 
men Anreize für die Arbeit und entfallen 
die Hemmnisse der Behörde. 
Diese AG-Effekte bringen in den kom- 
menden zehn Jahren erhöhte Erträge von 
rund 18 Milliarden Mark. Und weil die 
Schienen als eigenständige Unterneh- 
mensapparate arbeiten werden, ist der 
Weg frei, daß auch andere Unternehmen 
mit ihren eigenen Zügen auf dem Schie- 
nennetz Verbindungen anbieten können. 
Konkurrenz belebt das Geschäft. 
Gewinner wird der Kunde sein, um den 
sich die Bahn AG dann wirklich bemü- 
hen muß, sowohl was den Komfort, die 
Häufigkeit der Zugverbindungen als 
auch, was den Preis angeht. Der Bürger 
wird zum Hauptgewinner der Bahnre- 
form, denn sie entlastet auch seinen Steu- 
ersäckel: Selbst nach den immer beson- 
ders vorsichtigen Schätzungen des Rech- 
nungshofes wird der Bundeshaushalt in 
den kommenden zehn Jahren um über 
100 Milliarden Mark entlastet. Was der 
Finanzminister spart, bleibt dem Bürger 
als Steuer erspart. 
Und nochmals wird er zum Gewinner: 

Mit der Regionalisierung des Schienen' 
personennahverkehrs, für den der Bun 
den Ländern ab 1995 über 14 Milliarde^ 
Mark mit steigender Tendenz, bis über 
Milliarden 1999 zur Verfügung stellt, 
kann der Personennahverkehr endlich 
aus einer Hand und vor Ort organisiert 

Mit diesem verkehrspolitischen Mei:'e „ 
stein ist jetzt der Hauptvorstand der ^ 
und DR gefordert, die Bahn in ein kW' 
denorientiertes Wirtschaftsunterneh- 
men zu Überföhren. Der DB/DR-V°r'. 
stand benötigt ein schlüssiges Unter*6 

menskonzept, das dem künftigen ^e 

bewerb auf der Schiene genügt. 
Dirk Fischer, verkehrspolitischer Spre' 
eher der CDV/CSV-BundestagsfraktiO l 
und der zuständige Berichterstatter P' 
nys Jobst zur Bahnreform . 

werden. Bürgernähe statt Zentralis^n 
wird das Motto des neuen Nahverke 
sein. Der Durchbruch bei der Bahn^. 
form war eine Entscheidung, die aHe 

teigrenzen außer acht ließ und die ?t   {. 
bleme an der Wurzel anging: Es g^1 

lastungen für Bundeskasse und Steu 
zahler, es gibt eine Zukunft für die 
Arbeitsplätze beim Unternehmen Ba   , 
und es gibt eine bessere Bahn zum 
von Menschen und Umwelt. 

Deutschland Union Dienst" 
Jeweils wöchentlich von Dienstag bis Freitag erscheint der von der CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion herausgegebene Pressedienst „Deutschland Um 
Dienst". Er enthält aktuelle und exklusive Beiträge der Mitglieder der Union^ 
fraktion und beschäftigt sich mit allen Themenbereichen der Bundespolitik- ^ 
Interessenten können den „Deutschland Union Dienst" für den Bezugspreis 
60,— DM im Monat erhalten. Probeexemplare werden versandt. 
Wenden Sie sich bitte an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Pressestelle, Herr 
Hannott, Görresstraße, 53113 Bonn. 

J 



ORTSCHAFT UiD 36/1993 • Seite 3 

£u mehr Arbeitsplätzen nur 
über verstärkte Investitionen 
Gut      am ^' November vorgelegten 
t *achten zur gesamtwirtschaftlichen 
"Wicklung der „Fünf Wirtschafts- 
isen" erklärte Generalsekretär 

ö, 
(j   ^ernaussagen im Jahresgutachten 
liit      nverständigenrates zeigen, daß 
^ der Wirtschafts- und Konsolidie- 
rj .^Politik der Bundesregierung die 
ty ll§en Schritte auf einer noch langen 
jv ^trecke eingeschlagen worden sind, 
daß    ststel'ung der Sachverständigen, 
Sc. dje Talsohle der konjunkturellen 
dakWäcne nunmehr erreicht sei, darf 
gü 

ei nicht beruhigen; denn die Beseiti- 
gte^ ^er erneDnchen strukturellen Defi- 
v0 

ln der deutschen Wirtschaft verlangt 
\   a'len, die in Staat und Gesellschaft 
'erant Hortung tragen, weiterhin ver- 

>e der Politik ist es dabei, die Rah- 

Slärlc        uunS tragen, \ 
te Anstrengungen. 

Han 
edingungen für wirtschaftliches 

bes   
e'n in Deutschland weiter zu ver- 

hieß11- Der Sachverständigenrat hat 
rUn festgestellt, daß die Bundesregie- 
Mit,

hier bereits richtig gehandelt hat: 
gram erT1 föderalen Konsolidierungspro- 
$et2 .Z1 Und dem Standortsicherungsge- 
gese ^den die Unternehmenssteuern 
für A. h der Hausha,t der Bundesanstalt 
Sc,1UlH      ent,astet und die Nettoneuver- 
Cou Un§ des Bundes begrenzt. Die 
der w-St entschlossen, an diesem Kurs 
kon   ,rtschaftsbelebung und Haushalts- 
auch I .dierun8 festzuhalten. Jetzt sind 
fiflichtnder Und Gemeinden in der 

der {?j' lnren Beitrag zur Konsolidierung 
die \^nanzen zu leisten und Anreize für 
^ewe [*Schaft, etwa durch Senkung der 

rbesteuer, zu geben. 

Eine wesentliche Investitionsbremse sind 
zudem die im internationalen Vergleich 
zu hohen Arbeitskosten in Deutschland. 

Ein großer Teil dieser Kosten wird 
jedoch autonom von den Tarifpartnern in 
Tarifverträgen festgelegt. In Übereinstim- 
mung mit dem Sachverständigenrat 
appelliere ich daher an Unternehmer und 
Gewerkschaften, Mäßigung in der Tarif- 
politik zu üben. Überzogene Lohnab- 
schlüsse in den nächsten Monaten wären 
Gift für den erreichbaren baldigen Auf- 
schwung. 

Die Tarifparteien dürfen ihre Verantwor- 
tung jetzt nicht auf den Staat abschieben: 
Breite Lohnsubventionen und die Schaf- 
fung eines zweiten Arbeitsmarktes sind 
für die CDU keine wirksamen Instru- 
mente zur Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit. Der Weg zu mehr wettbewerbsfähi- 
gen Arbeitsplätzen führt nicht über aufge- 
blähte Beschäftigungsprogramme oder 
Verteilungsmodelle, sondern nur über 
verstärkte Investitionen. 

OST-BETRIEBE: 
WIRTSCHAFTSLAGE GÜNSTIGER 
ALS IM FRÜHJAHR. 
Die ostdeutsche Wirtschaft kann sich 
nach der Herbstumfrage des Instituts 
der deutschen Wirtschaft (I W) „all- 
mählich vom Sog der westdeutschen 
Rezession lösen". Die Stimmung habe 
sich im Vergleich zum Frühjahr „deut- 
lich verbessert". Die Produktionser- 
wartung für 1993 sei gestiegen, wobei 
die privaten Unternehmen optimisti- 
scher seien als Treuhand-Betriebe. 
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Die SPD widerlegt ihren Anspruch 
auf Regierungsfähigkeit : 
Zur Rede von Rudolf Scharping auf 
dem SPD-Parteitag in Wiesbaden 
erklärte Generalsekretär Peter 
Hintze: 

Der Parteitag ist dabei, den Anspruch der 
SPD auf Regierungsfähigkeit nachdrück- 
lich zu widerlegen. Rudolf Scharpings 
Rede hat deutlich gemacht, daß dies ein 
Parteitag des Durchlavierens, des Aus- 
weichens und des Verdrängens ist. Beson- 
ders peinlich war Scharpings Beifallsuche 
durch plumpe Beleidigungen und Aus- 
fälle gegen Steffen Heitmann. 
Wo Scharping klar hätte Position bezie- 
hen müssen, hat er versucht, sich zwi- 
schen den innerparteilichen Fronten hin- 
durchzulavieren. Wo er die zaghaften 
Versuche Kloses oder Lafontaines, die 
SPD stärker auf die Realität zu orientie- 
ren, kraftvoll hätte unterstützen müssen, 
ist er auf Formelkompromisse ausgewi- 
chen. Die Konflikte in der SPD um die 

internationale Verantwortung Deutsch' 
lands, die Auseinandersetzung um La'J 
taines wirtschaftpolitische Thesen — a 

dies verdrängte er, indem er sich abwc 
selnd in Platitüden und Anfälle von 
Sozialneid flüchtete. Konzepte oder gjj 
neue Ideen wurden nicht präsentiert. D^ 
SPD Rudolf Scharpings ist eine Partei 
des einfallslosen Status quo. 

Den wirtschaftspolitischen 
Herausforderungen 
nicht gewachsen 

Scharping hat den Nachweis geliefert' 
daß die SPD den wirtschaftspolitische'j 
Herausforderungen nicht gewachsen • 
Wir brauchen jetzt keine theoretische" 
Diskussionen über die Verteilung von 
Arbeit, wir brauchen jetzt eine konse- 
quente Stärkung des Standortes Deut* 
land. Nur das sichert Arbeitsplätze. 

Appell an SPD-Parteitagsdelegierte 
Mit der Aufforderung, den Weg für 
ein Deutschland frei zu machen, 
das seiner Veranrwortung in der 
Völkergemeinschaft für den Frie- 
den in der Welt gerecht wird, hat 
sich Generalsekretär Peter Hintze 
in einer Zeitungsanzeige am 16. 
November an die Delegierten des 
Wiesbadener SPD-Bundesparteita- 
ges gewandt. 

Die Anzeige, die in der Frankfurter 
Rundschau, der Welt, dem Wiesbade- 
ner Kurier und dem Wiesbadener 
Tageblatt erschien, erinnert an 40 

Jahre Frieden, den die Bündnispartn^ 
gemeinsam mit den Soldaten der Bun 
deswehr gesichert haben, und an das 
Recht der Partner darauf, jetzt auf nnS 

die Erwartung zu richten, daß wir 
unseren Beitrag zu einer weltweiten 
Friedenssicherung leisten. 

Peter Hintze: Fragen der Friedenssi- 
cherung sind nicht nur Angelegenhei 
der Regierung oder einer einzelnen 
Partei. Hier geht es um fundamentale 
Werte, die von allen demokratischen 
Kräften gemeinsam vertreten werden 
müssen. 
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Haushalts-Konsolidierung ist 
Erfolgreiche Zukunftssicherung 

U|,deshaushalts 1994 im Haushalts- 
Abschluß der Beratungen des 

$schuß erklärte der haushaltspoliti- 
c,»e Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
^fraktion, Adolf Roth: 

^^Bundeshaushalt 1994 ist in Volumen, 
uf\vuchs und Struktur Ausdruck 

ü
Sarntwirtschaftlicher Verantwortung 

N
0

 einer auf Konsolidierung bedachten 
nanzstrategie. 

bie . c endgültige Höhe der veranschlagten 
^gaben von 479,9 Mrd. DM signalisiert 
\y Bereitschaft der Koalition, unter 
F0, run8 strikter Stabilitätskriterien die 
ej gen der gravierenden Arbeitsmarkt- 
5i   rüche sozial aufzufangen, zugleich 
(j r ^en Prozeß des haushaltspolitischen 
k   Denkens ohne Rücksicht auf anste- 

Qe Wahltermine zu beschleunigen. 

Parprozeß weiter 
^^angetrieben  

prQ n dem Föderalen Konsolidierungs- 
V/a

8J"amm (FKP) ist auch das Spar- und 
bes°

hstumspaket der Koalition mit Ver- 
SSerUngen von 21 Mrd- DM lückenlos 
^Dn   tzt worden. Darüber hinaus haben 
fah

ü/CSU und FDP im Haushaltsver- 
Spa

en den sachlich unausweichlichen 
£Us.?

r°2eß weiter vorangetrieben: 
kon    Uchen Ausgabewünschen wurde 
Du ^

uent ein Riegel vorgeschoben. 
An$    harte Sparschnitte und gezielte 
^   2"Reduzierungen wurde bei Ein- 
%n 

en und Ausgaben eine Etatentla- 
,    gvon rd. 10 Mrd. DM erzielt. 
Mjnd

S°ndere die ausgebrachte globale 
bei sä

erausgabe in Höhe von 5 Mrd. DM 
Glichen Verwaltungsausgaben und 

Zuschüssen ist ein vertrauensbildender 
Schritt mit Blick auf die Kapitalmärkte 
und ermöglicht eine qualitative Verbesse- 
rung der Haushaltsstruktur und die Ein- 
dämmung der nach wie vor konjunkturell 
überhöhten Nettokreditaufnahme von 
69,1 Mrd. DM. Die beiden Konjunktur- 
faktoren — Steuermindereinnahmen und 
Mehrausgaben bei der Bundesanstalt für 
Arbeit und der Arbeitslosenhilfe — zwan- 
gen dazu, den bisherigen Zielkorridor bei 
der Nettokreditaufnahme zu verlassen. 

Ohne das massive Gegensteuern insbe- 
sondere bei den ausgabeträchtigen Lei- 
stungsgesetzen und ohne die konsequente 
Absage an jedwede Plafonderweiterung 
wäre die Nettokreditaufnahme auf die 
Rekordmarke von 100 Mrd. DM hochge- 
schnellt. Gerade Deutschland kann sich 
aber kein stabilitätswidriges Verhalten 
gegenüber den Finanzmärkten leisten. 
Zudem würden die Anstrengungen von 
Politik und Notenbank zur Belebung der 
Wachstumskräfte in sträflicher Weise 
konterkariert. 

• Schuldenbegrenzung — 
Zielkonzept 2000  

Die haushaltsmäßige Nettokreditauf- 
nahme beläuft sich auf 69,1 Mrd. DM. 
Wie in den vergangenen Jahren wurde 
der Bundesbankgewinn mit 7 Mrd. DM 
in den Haushalt eingestellt. Unter 
Berücksichtigung der voraussichtlich um 
etwa 6 Mrd. DM höheren Gewinnabliefe- 
rung beträgt die Kapitalmarktbeanspru- 
chung durch den Bund 63,1 Mrd. DM. 
Mit den ab 1995 neu justierten bundes- 
staatlichen Finanzbeziehungen muß ein 
„Zielkonzept 2000" in Gang gesetzt wer- 
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den, das die Rückführung der Staats- 
quote, der Steuer- und Abgabenlast sowie 
der tolerierbaren Haushaltsdefizite in 
festgelegten Prozeßschritten verbindlich 
macht. Die europäischen Konvergenzkri- 
terien müssen dabei strikte Beachtung 
finden. 

• Sonderfaktoren bestimmen 
Ausgabenzuwachs  

Der nominelle Ausgabenzuwachs 1994 
von 4,8 Prozent bedarf einer Bewertung. 
Betrachtet man die „durchlaufenden" 
Mittel der Bahnreform (9,1 Mrd. DM), 
die Übernahme von Altschuldenlasten 
des ostdeutschen Wohnungsbestands (2,4 
Mrd. DM), die Defizithaftung für die 
Bundesanstalt für Arbeit (18 Mrd. DM) 
und die hohen Zuschüsse an den Fonds 
Deutsche Einheit ( + 10,9 Mrd. DM), 
dann ergibt sich substantiell eine Ein- 
schränkung der Bundesaktivitäten in 
nahezu sämtlichen Politikbereichen. Die 
Einzelpläne der Ressorts spiegeln diesen 
Prozeß anschaulich wider. 

• Ausnahmen bei Forschung 
und Verteidigung  

Lediglich die Haushalte des Forschungs- 
und des Verteidigungsministers sind von 
Planfondeinschränkungen und Sparaufla- 
gen verschont geblieben. Im Gegenteil, es 
wurden sogar spürbare Strukturverbesse- 
rungen innerhalb des festgelegten Ausga- 
berahmens beschlossen. Im Interesse der 
neuen Verteidigungskonzeption sind bei 
der Bundeswehr über 300 Mio. DM des 
veranschlagten Sach- und Betriebsauf- 
wands in den investiven Bereich des 
Materials und der Infrastruktur umge- 
schichtet worden. Wir erwarten, daß die 
eingeleitete Strukturverbesserung in den 
nächsten Jahren konsequent fortgesetzt 
und schrittweise wieder ein Investitions- 
anteil von 30 Prozent des Verteidigungs- 

haushalts erreicht wird. Im Interesse de 
Sicherung des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland wurden die Mittel für For- 
schung und Technologie nicht gegenüj>e 

dem Vorjahr abgesenkt, um auch künft'e 
in ausreichendem Maße zukunftsträcn- 
tige und innovative Investitionen zu f° 
dem. 

• Spitzenreiter Sozialhaushalt ^ 

Der mit Abstand größte Einzelplan m1 

der neuen Rekordsumme von 130,4 M  ' 
DM (rd. + 9 v. H.) ist der Sozialhausha 
Seine Höhe grenzt jetzt an den Gesam 
umfang des Bundeshaushalts von l9' ' 
dem letzten Jahr der Regierung Brand • 
Seither haben sich die Sozialausgaben 
um das Fünffache erhöht, wodurch de 
Vorwurf vom angeblichen „Sozialabe 
eindrucksvoll widerlegt wird. 

• Sorgenkind Arbeitsmarkt -** 

Politischer Handlungsbedarf besteht t>e 

der Struktur der Arbeitsverwaltung- 

de' 
Angesichts des extrem gestiegenen 
Zuschußbedarfs für die Maßnahmen ^ 
aktiven Arbeitsmarktpolitik sollte die^ 
Komplex mittelfristig aus der Selbstv« 
waltungskompetenz der Nürnberger    „ 
desanstalt herausgelöst und in die un 
telbare Haushaltsverantwortung des 
des überführt werden. Immerhin ist o 
Bundeszuschuß an die BA in den drei 
Haushaltsjahren 1992 bis 1994 mit run 
60 Mrd. DM zehnmal so hoch wie in ^ 
vorhergegangenen 9 Jahren von 19°-> 
1991 (insgesamt 6,4 Mrd. DM). 

• Verwaltungsausgaben 
unter Vorjahres-Niveau 

Mit dem Haushalt 1994 wird die sPa,{£r. 
litik der Koalition im Personal- und 
waltungsbereich konsequent fortges 
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Ls »eil einer mehrjährigen „Verschlan- 
. ^"-Strategie werden auch 1994 die 

, e"enpläne der obersten Bundesbehör- 
U   ^ni 1 v. H. und des nachgeordneten 
Reichs um 1,5 v. H. gekürzt; dies führt 
S ^QT Personalverringerung von knapp 
Ijp    Stellen. Hinzu kommen die vorgese- 
h ne Besoldungs-Nullrunde bei Beamten, 
t J>,erungsmitgliedern und Abgeordne- 

sowie gezielte Kürzungen beim Sach- 
(je £*MU» oei aer uaienveraroenung una 
y Öffentlichkeitsarbeit. Auch der Haus- 
l9g .^es Deutschen Bundestages muß 
SQ . ^littelkürzungen von 16 Mio. DM 
lal 'u e'nen auf ^ Jahre verteilten Perso- 
^aobau von 158 Stellen hinnehmen. Die 
j   Sahen für die Bundesverwaltung wer- 
u '^94 unter das Niveau des laufenden 
L  fes abgesenkt. Ihr Anteil am Gesamt- 
°bJ       ''e^1 erstma's unter 6 v. H., 
verlr°    ^re' neue Bundesämter (Güter- 
aüf p"r, Eisenbahnen und Wertpapier- 

en!) hinzutreten. 

au Ost und Standortsicherung 

des ^tschaftspolitische Schwerpunkt 

Aufk  Usna'ts ^ ^e8l nacn w'e vor ^eim 

jed  
au Ost, für den mit 119 Mrd. DM 

-\ü ,v,erte Haushaltsmark eingeplant ist. 
64»; ^er hohe Investitionsanteil von 
b6(jj 

rc*- DM — fast zur Hälfte einigungs- 
Koap .l ~~ unterstreicht das Bemühen der 

ltl°n, trotz Konsolidierungszwang 

dem Thema „Standortsicherung Deutsch- 
land" Vorrang einzuräumen. 

Fortschritte beim Subventionsabbau gibt 
es einstweilen nur im Westen (minus 
11 v. H). Der Finanzplan bis 1997 sieht 
hier weitere Kürzungen um ein Viertel 
auf dann 8,4 Mrd. DM vor. Neben dem 
Aspekt der Haushaltsentlastung geht es 
um die Durchsetzung marktwirtschaftli- 
cher Konzepte bei der Modernisierung 
und Umstrukturierung gefährdeter Wirt- 
schaftszweige. 

Das Beratungsergebnis zum Etat 1994 
verdeutlicht den schwierigen Balanceakt 
der Koalitions-Haushälter zwischen Spar- 
zwang und Konjunkturstabilisierung. Bei 
weiter anhaltendem Druck auf die öffent- 
lichen Haushalte werden wir den Kräften 
der Zukunft Vorrang vor Tagesoppor- 
tunismus einräumen. Der Bundeshaus- 
halt kann seiner Pilot-Funktion für die 
gesamtstaatliche Konsolidierung nicht 
ausweichen. 

So gesehen ist der Haushalt 1994 ein 
ebenso wichtiger wie folgerichtiger Zwi- 
schenschritt auf dem Weg der volkswirt- 
schaftlichen Gesundung und verdeutlicht 
die Entschlossenheit der Koalition, mit 
ihrem Sparkurs die Wachstumskräfte zu 
stärken und das Vertrauen der Märkte in 
die deutsche Finanz- und Wirtschaftspo- 
litik zu rechtfertigen. Zu dem eingeschla- 
genen Weg gibt es keine Alternative. 

**emeinschaftsinitiative Ost gut angelaufen 
aur! ange'aufen ist im Oktober die Gemeinschaftsinitiative Ost zur Förderung 
bi ^k^rieblicher Ausbildung in den neuen Bundesländern. Insgesamt wurden 
ch       5-400 junge Leute in eine solche Ausbildung vermittelt. Vor allem Mäd- 
A en haben entsprechend der Zielsetzung das Programm zu über 70 Prozent in 
lei S^rucn genommen. Auch das zweite Ziel, vor allem Ausbildungen in Dienst- 
faM Ungsberufen und kaufmännischen Berufen anzubieten, konnte bisher mit 

'3 Prozent der vermittelten Plätze erreicht werd 
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Soforthilfe für AIDS-infizierte 
Bluter beschlossen 

Die aktuelle gesundheitspolitische 
Diskussion wird durch die Problema- 
tik der HlV-Infektionsgefährdung 
durch Blut und Blutprodukte geprägt. 
Hier ist ein Stein ins Rollen gekom- 
men, der weder aufgehalten werden 
konnte noch aufgehalten werden 
durfte. Die CDU/CSU-Fraktion hat 
daher das beherzte und offensive Han- 
deln des Bundesministers für Gesund- 
heit, Horst Seehofer, bei der Lösung 
der hier anstehenden Fragen von 
Anfang an voll und rückhaltlos unter- 
stützt. 

Durch Schaffung von Transparenz und 
schnelles Handeln gilt es die Antworten 
zu finden, die vor allem im Interesse der 
durch eine HIV-Infizierung durch Blut 
und Blutprodukte Betroffenen, aber auch 
im Interesse von Patienten und Ärzten 
unumgänglich sind. 
Unbegreiflich sind gerade im Hinblick 
auf die Sensibilität des Themas die Reak- 
tionen der vergangenen Tage aus dem 
Spektrum der organisierten Ärzteschaft. 
Von „Massenhysterie", Auslösung von 
„Massenpanik" bzw. sogar der Veranstal- 
tung einer „HIV-Show" ist die Rede. Mit 
derartigen tendenziösen und interessen- 
geleiteten Kommentaren werden gerade 
die Repräsentanten der Ärzteschaft ihrer 
gesundheitspolitischen, aber auch ihrer 
ärztlichen Verantwortung nicht gerecht. 
Es kann dem Präsidenten der Bundesärz- 
tekammer, Dr. Karsten Vilmar, nur emp- 
fohlen werden, beispielsweise einem der 
Betroffenen einmal zu erklären, daß das 
alles ja gar nicht so schlimm sei, da die 
Gefahr, im Straßenverkehr ums Leben zu 

kommen, erheblich größer sei als die, s
icl> 

bei einer Bluttransfusion mit dem "*!£* 
Virus zu infizieren. Sofern unsere Pol' 
die diese Ärzte als „hysterisch" m^11^^ 
diffamieren zu müssen, dazu beiträgt, 
eine einzige HIV-Infektion durch Blut 
bzw. Blutprodukte zu verhindern, ist u 
das bereits genug! 
Wir bleiben also dabei, die Überprüft»•,, 
und Wiederherstellung der Sicherheit 
Blut und Blutprodukten ist prioritäres, 
Ziel unserer Gesundheitspolitik. E>abe

n(j 
geht es im Kern um drei Aspekte ein ü 

Von Paul Hoffacker, 
gesundheitspolitischer 

Sprecher der CDU/CSÜ 
Bundestagsfraktion 

desselben Themas, nämlich die Frag6 

Entschädigung, der Arzneimittelsicj^ g 

heit sowie der Vergangenheitsaufklä1" 
Durch eineliumanitäre Soforthilfe ^ 
den HlV-infizierten sowie HIV-erkra    . 
ten Betroffenen ein finanzieller Äi»s8 
zur Linderung materieller Not gewä ^ 
Mit seinen entsprechenden Beschluss 
vom 10. November 1994 hat der Hai» ^ 
haltsausschuß des Deutschen Bundes^, 
ges auf Initiative der Unionsfraktioi» 
die erforderlichen Weichenstellunge^ 
vorgenommen. Diese Soforthilfe^*1» 
greift der umfassenden und endgü't»* 
Lösung durch den Untersuchungsau _ 
schuß nicht vor und ist daher auf dfe 

Jahre befristet; sie erfolgt unabhäng » 
von einer Rechtspflicht. 
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uUrch das Soforthilfeprogramm begün- 
s% werden einmal alle HIV-infizierten 
und HlV-erkrankten Bluter sein. Bei die- 
sen Personen kann unterstellt werden, 
^aß die HIV-Infektion bzw. Erkrankung 
•"sächlich auf eine Behandlung mit Blut 
2vv- Blutprodukten zurückgeht. Aber 

!juch alle HIV-infizierten bzw. HIV-er- 
Krankten Betroffenen, die Bluttransfusio- 

en erhalten haben, werden in den 
e8ünstigten Personenkreis miteinbezo- 

°etl, sofern sie in der Vergangenheit einen 
Us diesem Sachverhalt ableitbaren Haf- 
,ngsanspruch anhängig gemacht bzw. 

, ln^n solchen Anspruch verglichen 
haben. 

üch bei diesem Personenkreis wird 
*jugunsten der Betroffenen unterstellt, 
aß die Bluttransfusion ursächlich für die 

.I ^-Infektion bzw. Erkrankung war. 
araus ergibt sich jedoch zugleich, daß 
*e diejenigen HlV-Infizierten, die einen 
a'tungsanspruch beispielsweise auf- 

snind einer Bluttransfusion erst künftig 
^tichtag: 31.10. 1993) geltend machen 

erden, vom Soforthilfeprogramm nicht 
günstigt sein können. Denn diesen Per- 
nen ist die Durchsetzung ihrer Haf- 

jj n8sansprüche zumutbar wie allen 
l|enten, die haftungsrechtliche Ansprü- 

sch ^e&en Fehlverhalten im medizini- 
^hen Bereich haben, 
j  sollen folgende Leistungen ab dem 
2j Januar 1994 gewährt werden: HlV-infi- 
^ Bluter sowie Transfusionsempfän- 

1 OnArtlalten eine monat,icne Rente von 
Tr

U0 DM, HIV-erkrankte Bluter sowie 
.   nsfusionsempfänger erhalten eine 
^natljche Rente von 2000 DM. Zur 
g"anz'erung dieses Soforthilfepro- 
ein pms wird ab dem Haushaltsjahr 1994 
erf     sarntvolumen von 25 Mio. DM 
da°

rderHch sein, der Bund beteiligt sich 
s«ndn mit 20 Mio- DM Die ZahlunSen 

Hj , einkommensunabhängig und sollen 
anß l auf ändere staatliche Leistungen 

lehnet werden, um den Betroffenen 

die humanitäre Soforthilfe ungeschmälert 
und direkt zukommen lassen zu können. 
Weiteres zentrales gesundheitspolitisches 
Anliegen der Union ist die Überprüfung 
bzw. Gewährleistung von Sicherheit von 
Blut und Blutprodukten. Durch ein Paket 
von Einzelmaßnahmen gilt es, die hier 
nötigen Sicherheitsstandards zu realisie- 
ren bzw. zu verbessern. 
Prioritär ist, daß — unabhängig von der 
Frage nach Rechtsänderungen — die 
bestehenden Sicherheitsstandards akri- 
bisch eingehalten werden. 
Aber auch ansonsten ist die Exekutive 
gefragt. Alle Möglichkeiten zur Verbesse- 
rung der Arzneimittelsicherheit von Blut 
und Blutprodukten müssen ausgeschöpft 
werden. Es gilt beispielsweise die Eigen- 
blutspende vor terminierbaren Eingriffen 
auch ärztlicherseits verstärkt zu fördern. 
Eine Überprüfung und Rückführung der 
Indikation beim Einsatz von Blut und 
Blutprodukten ist gefragt. Gleichzeitig 
muß durch verbesserte ärztliche Thera- 
piedokumentation, insbesondere im 
Krankenhaus, Transparenz und Identifi- 
kation der Arzneimittelempfänger 
erreicht werden können. 
Bei nicht inaktivierbaren Blutprodukten 
wird die baldige Anordnung der Quaran- 
tänelagerung weiter zu verfolgen sein mit 
dem Ziel, daß sich aus dem sog. diagno- 
stischem Fenster ergebende Infektionsri- 
siko weiter zu reduzieren. Das gilt auch 
für den Aufbau einer Selbstversorgung im 
Bereich Blut, der mit Nachdruck weiter 
zu fördern sein wird. 
Der Gesetzgeber wird die hinsichtlich der 
Arzneimittelsicherheit nötigen gesetzge- 
berischen Sofortmaßnahmen mit der 
5. AMG-Novelle (AMG = Arzneimittel- 
Gesetz) unverzüglich umsetzen. Sofern 
der Untersuchungsausschuß in diesem 
sensiblen Bereich eine grundsätzliche 
Neuorientierung empfehlen wird, gilt es, 
diese Empfehlungen alsbald und noch in 
dieser Legislaturperiode umzusetzen.    • 
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Die Visegrad-Staaten und 
die Institutionen des Westens 

Die CDU Deutschlands hat sich im 
Rahmen einer Tagung des Bundesfach- 
ausschusses Außenpolitik intensiv mit 
dem Verhältnis der Visegrad-Staaten 
zu der Europäischen Gemeinschaft, 
der Westeuropäischen Union und der 
Nordatlantikpakt-Organisation aus- 
einandergesetzt. Um der Zusammen- 
arbeit mit den Visegrad-Staaten 
zusätzliche Impulse zu geben, verab- 
schiedet der Bundesfachausschuß 
Außenpolitik der CDU diese 

Potsdamer Erklärung: 
Die demokratischen Umwälzungen 

in Mittel-, Südost- und Osteuropa und 
der tiefgreifende Wandel in Rußland und 
den Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion haben den Ost-West-Gegen- 
satz beendet, jahrzehntelang andauernde 
Konflikte von globalem Ausmaß über- 
wunden und neue Aussichten für die 
Sicherung von Freiheit und Frieden in 
der Welt eröffnet. Das Ende der Teilung 
Europas bietet die historische Chance, 
Frieden und Stabilität auf diesem Konti- 
nent dauerhaft zu festigen und ein von 
Toleranz und Wohlstand geprägtes 
Europa zu schaffen. 

Dieser begrüßenswerte und für viele 
unverhofft eingetretene Wandel bringt 
für die deutsche Außenpolitik neue Her- 
ausforderungen, beträchtliche Risiken 
und große Chancen mit sich. Existenz- 
und Entwicklungsfähigkeit der deutschen 
Nation hängen von einem stabilen 
Umfeld ab, an dessen Schaffung und 
Bewahrung Deutschland ein fundamenta- 

les Interesse hat. Gestaltungsrahmen 
dafür ist die Europäische Union, die die 
Interessen Deutschlands und seiner 
Nachbarn zusammenfaßt. Ihre Stärkung 
als Modell friedlichen Interessenaus- 
gleichs begegnet der Gefahr einer Rück' 
kehr zu alten Verhaltensmustern in 
Europa, zu Gleichgewichtsdenken, Heg 
moniestreben, Intoleranz, aggressivem 
Nationalismus und Gewalt. 

Hl Deutschland setzt sich dafür ein, d'e 

im westlichen Teil Europas geschaffene 
Neuordnung weiter auszubauen und de 
östlichen Teil Europas mit in sie einzu^ 
ziehen. Dazu muß der Integrationskern 

Potsdamer Erklärung, verab- 
schiedet Anfang November 
vom Bundesfachausschuß 
Außenpolitik anläßlich der 
Fachtagung „Die Visegrad- 
Staaten und die Institutionen 
des Westens" auf Schloß 
Cecilienhof in Potsdam 

die Europäische Union, schrittweise nj1 

die der Aufnahme der EFTA-Länder um 
integrationsfähigen Länder Mittel- un 
Osteuropas und damit zunächst und » 
wesentlichen um die Visegrad-Länder 
erweitert werden. Die Visegrad-Staate 
bekennen sich zu den gleichen Ordnu 
Prinzipien wie die westliche Staaten- 
Wertegemeinschaft: zu Freiheit, Dern 
kratie, Rechtsstaatlichkeit und Sozia)** bj. 
Marktwirtschaft und zu den für die S 
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"lat und die demokratische Sicherheit 
Uropas so wesentlichen Minderheiten- 
^d Bürgerrechten. Auf die Verwirkli- 
"ung dieser Prinzipien ist ihre Reform- 

Politik gerichtet, deren Gelingen im 
Steinsamen Interesse aller Europäer 

egt. Vorrangig gilt es, die Strukturen 
e'ner demokratisch verfaßten Gesell- 
chaft und eines ihr verantwortlichen 
aatswesens zu entwickeln und so zu 
arken, daß sie zur inneren Stabilisie- 

rung beitragen. 

arüber hinaus brauchen die Völker und 
re Führungen in den Visegrad-Staaten 

Ur Durchsetzung von Systemtransforma- 
!0ri und Wirtschaftssanierung und der 
aniit verbundenen Umgestaltungspro- 
esse die klare Perspektive, daß sie der 
ür°päischen Union beitreten können, 
erm die ökonomischen Voraussetzun- 
n dafür gegeben sind und wenn sie es 
ollen. Die stärkere Anbindung dieser 
aaten an den europäischen Wirtschafts- 

^m und die EG muß daher als vor- 
lngüche Aufgabe begriffen und ange- 

°nimen werden. 
e in diesen Staaten vorhandene Hoff- 

^Ung auf die Überlegenheit der Markt- 
"^Schaft und der Vertrauensvorschuß 

(j §er>über der EG dürfen nicht leichtfer- 
g Erspielt werden. 

^ e Europäische Union muß darüber 
ausjedoch auch die internen institu- 

tionellen Strukturen anpassen, um bei 
einem Beitritt der Visegrad-Länder ihre 
Funktions- und Handlungsfähigkeit zu 
behalten, die erforderlich ist, um die 
Interessen sowohl der Mitglieder der 
Europäischen Union wie der beitrittswil- 
ligen Staaten wahren zu können. 

Konsequente Reformpolitik, Abbau 
von Handelshemmnissen, breitere Markt- 
öffnung und vertiefte Anbindung an die 
EG stellen notwendige Bedingungen für 
eine positive wirtschaftliche und politi- 
sche Entwicklung in den Visegrad-Staa- 
ten dar. Wachstum und Hinwendung zur 
Marktwirtschaft lassen sich am wirksam- 
sten durch Verbesserung des Marktzu- 
gangs erreichen; dieser hat in seiner Kon- 
sequenz eine weitaus größere Bedeutung 
als noch so großzügig gewährte Kredithil- 
fen. Daher sind die auf dem Kopenhage- 
ner EG-Gipfel beschlossenen verbesser- 
ten Marktzugangschancen für osteuropä- 
ische Produkte zu begrüßen, die mit 
schnellen Zollsenkungen auch in sensi- 
blen Bereichen verbunden sind. Aller- 
dings müssen durch vertrauensvolle 
Zusammenarbeit Wege gefunden werden, 
um Wettbewerbsverzerrungen aufgrund 
von Dumping zu vermeiden. 

Die NATO als die derzeit einzig 
funktionsfähige militärische Sicherheits- 
struktur in Europa, die zugleich die nord- 
amerikanischen Freunde und Partner 

J^ILNEHMER DER FACHTAGUNG waren neben dem Vorsitzenden 
es Bundesfachausschusses Außenpolitik und Europaabgeordneten Elmar Brok 
• a- der Außenminister der Republik Ungarn, Gesa Jeszenszky, der Generaldirek- 
°r Außenpolitik bei der EG-Kommission, Günter Burghardt, der Botschafter der 
ePublik Polen, Janusz Reiter, der Leiter der Außenstelle der Botschaft der Sta- 
tischen Republik in Berlin, Ivan Majer, der Leiter der Außenstelle der Botschaft 
^Tschechischen Republik in Berlin, Frantisek Cerny, der Botschafter der Repu- 
lk Ungarn, Gabor Erdödy, und der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU- 
Undestagsfraktion, Karl Lamers. 
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sicherheitspolitisch in die europäischen 
Angelegenheiten einbindet, muß neue 
Aufgaben für Europa übernehmen. Um 
die transatlantischen Beziehungen dauer- 
haft tragfähig zu machen, braucht 
Europa ein Amerika, das eine zentrale 
Rolle in Fragen der europäischen Sicher- 
heit wahrnimmt, und Amerika braucht 
ein Europa, das einen größeren Teil der 
Verantwortung in der Allianz und für die 
internationale Sicherheit übernimmt. 
Eine gemeinsame europäische Sicher- 
heitspolitik und Verteidigung muß sich in 
enger Abstimmung und Ergänzung der 
Atlantischen Allianz entwickeln. Diesem 
Ziel dient der Ausbau der WEU zum 
europäischen Pfeiler in der Allianz und 
als europäische Verteidigungskompo- 
nente. 

NATO wie WEU müssen die Zusam- 
menarbeit mit den Visegrad-Staaten wei- 
ter vertiefen und so einen Beitrag für ihre 
Heranführung an die Institutionen des 
Westens leisten. Die NATO muß sich zu 
ihrer sicherheitspolitischen Mitverant- 
wortung für diese Staaten bekennen. Sie 
muß zur Erweiterung bereit sein, Perspek- 
tiven eröffnen und die konkrete Zusam- 
menarbeit im Nordatlantischen Koopera- 
tionsrat verstärken. Die WEU sollte den 
Visegrad-Staaten vor deren Mitglied- 
schaft in der NATO ebenfalls engere 
sicherheitspolitische und militärische 
Beziehungen einschließlich einer Assozi- 
ierung anbieten; grundsätzlich aber sollte 
der Beitritt zur Europäischen Union auch 
den zum Bündnis öffnen. 
Der EG-Gipfel im Dezember 93 und der 
NATO-Gipfel im Januar 94 müssen ent- 
sprechende Einladungen an die Visegrad- 
Staaten aussprechen, denn die Zeit 
drängt. Stabilität in dieser Region Mittel- 
europas ist auch im russischen Interesse. 
Ein wesentlich stabilisierendes Element 
der gemeinsamen europäischen Sicher- 
heit stellt die Verpflichtung der Beitritts- 

kandidaten zur friedlichen Regelung von 

Grenzfragen und zum Minderheiten- 
schutz dar. Der Balladur-Plan, der im 
Rahmen der bestehenden Institutionen 
und vorzugsweise in dem der KSZE *el' 
terverfolgt werden sollte, ist ein geeigne* 
ter Ansatz, diese Fragen vor einem Bei- 
tritt zu behandeln. 
Q Alle Beitrittskandidaten zur Europ3' 
sehen Union müssen sich die Zielsetzung 
einer gemeinsamen Sicherheits- und Ve 
teidigungspolitik gemäß dem MaastricJ1* 
ter Vertrag bzw. der Maastrichter Erkla* 
rung der WEU-Staaten zueigen machen- 
Dieser Vertrag muß im Zuge der Erwei^ 
rung der Europäischen Union impleme 

tiert und über die in ihm getroffenen v 

einbarungen hinaus im Sinne der Pete1" 
burger Erklärung der WEU vom Juni 
1992 weiterentwickelt werden. 
Alle Beitrittskandidaten sollen schon v° 
ihrem Beitritt und vor der Übernahme 
aller Verpflichtungen aus dem modify1 

ten Brüsseler Vertrag über die Westeuf° 
päische Union im Rahmen ihrer Mög" 
keiten an gemeinsamen Aktionen und 
den Institutionen der Westeuropäische 
Union als assoziierte Mitglieder bzW- 
Beobachter mitwirken. Die WEU solltL- 
die Mittel- und Osteuropa-Staaten zu 
ser Zusammenarbeit ausdrücklich ein 
den. Ziel muß sein: die flexible Reak*.. 
tionsfähigkeit Europas in allen europa 

sehen Krisen, vor allem dann, wenn d 
Nordatlantische Allianz nicht handel" 
kann oder nicht handeln will. 
Die Staaten Mittel- und Osteuropas * 
den damit nicht nur einen wichtigen 
trag für ihre eigene Sicherheit leisten» 
sondern auch der Identität Europas in 
der Sicherheitspolitik dienen, die im 
men der Nordatlantischen Allianz m» 
Hilfe der Westeuropäischen Union a> 
dem bewaffneten Arm der Europäisc 

Union verwirklicht werden muß. 
Die friedliche Entwicklung Rußland*1 
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Mehr Rechte für die Kommission 
bei der Betrugsbekämpfung gefordert 
Für eine aktive Rolle der Kommis- 
sion im Rahmen der Zusammenar- 
beit mit nationalen Behörden zur 
Bekämpfung von Betrügereien und 
Unregelmäßigkeiten im Bereich der 
Zoll- und der Agrarregelungen hat 
sich die Berichterstatterin des 
Europäischen Parlaments, Diemut 
Theato, ausgesprochen. 

Während bisher die Kommission 
lediglich eine Koordinierungs- und 
Impulsfunktion im Bereich der Amts- 
hilfe hatte, soll sie in Zukunft — auf 
begründeten Antrag — auch unmittel- 
baren Anspruch auf Amtshilfe zur 
Bekämpfung von Betrügereien im 
Zoll- und Agrarbereich haben. Das 
bedeutet konkret, daß die Kommis- 
sion befugt ist, von den nationalen 
Behörden die Durchführung von 
Ermittlungen verlangen zu können, 
^em entspricht auch die Schaffung 
einer eigenen Dienststelle zur 
Bekämpfung von Betrügereien 
(UCLAF), die vor Ort Ermittlungen 
durchführen und ebenfalls nationale 
Ermittlungen veranlassen und koordi- 

nieren kann. Diemut Theato verwies 
in diesem Zusammenhang darauf, daß 
mit dem Unionsvertrag (Artikel 209 a) 
die Mitgliedstaaten verpflichtet seien, 
gegen Betrügereien zu Lasten der 
finanziellen Interessen der Gemein- 
schaft in gleicher Weise vorzugehen 
wie gegen Betrügereien, die zu ihren 
eigenen Lasten begangen werden. 
Darüber hinaus wird auch ein koordi- 
niertes Vorgehen der verschiedenen 
Mitgliedstaaten und eine enge und 
regelmäßige Zusammenarbeit zwi- 
schen den jeweiligen Verwaltungen 
vorgeschrieben. Der vorliegende Vor- 
schlag zur gegenseitigen Amtshilfe 
stelle ein zwar begrenztes, aber wirksa- 
mes Instrument dar, um die Verwal- 
tungszusammenarbeit zum Schutz der 
Gemeinschaftsfinanzen auf eine ein- 
heitliche Grundlage zu stellen. 

Die Berichterstatterin wies darauf hin, 
daß es sich hier um einen der ersten 
Berichte des Parlaments nach Inkraft- 
treten des Maastrichter Vertrages han- 
dele, auf den das neue Mitentschei- 
dungsverfahren Anwendung finde. 

St , ntscbeidende Faktor für dauerhafte 
£abUität in Europa. Erst eine enge 
^ Sammenarbeit mit Rußland in einem 
j et?werk verflechtender Kooperation — 
(j emer strategischen Partnerschaft mit 
•ich      T0 und einer politisch-wirtschaft- 
Sc, en Partnerschaft mit der Europäi- 
L     ' n Uninn    wit-H HIA ctahil*» Rif.hftT- 

•ich 

s°rdnung ermöglichen, die Europa 
Qe'UC •   ^uß'and, das von seiner 
Uj   Richte her eine europäische Groß- 

nt !st, aber weit über Europa hinaus- 

reicht, muß in diesem Sinn Kooperations- 
partner der Nordatlantischen Allianz und 
der Europäischen Union bei der Ausge- 
staltung der gesamteuropäischen Frie- 
densordnung werden. 

Die im ersten Schritt für die Vise- 
grad-Staaten sich eröffnenden Möglich- 
keiten und Chancen einer Zusammenar- 
beit sollen auch den baltischen Staaten 
sowie Bulgarien, Rumänien und Slowe- 
nien offen stehen. I 
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Rechtzeitig vor dem Wahljahr 1994 
Klarheit über die neuen Regelungen 
Zur 3. Lesung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Parteiengesetzes über die 
zukünftige staatliche Parteienfinan- 
zierung erklärte Bundesschatzmeiste- 
rin Brigitte Baumeister: 

Mit der Verabschiedung der zukünftigen 
Parteienfinanzierung im Deutschen Bun- 
destag wird eines neues Kapitel in der 
wechselhaften Geschichte der staatlichen 
Teilfinanzierung der politischen Parteien 
aufgeschlagen. Damit ist es gelungen, 
rechtzeitig vor dem Wahljahr 1994 Klar- 
heit über die neuen Regelungen zu erzie- 
len. 
Künftig wird es eine am Erfolg der einzel- 
nen Parteien orientierte allgemeine Teilfi- 
nanzierung der politischen Aufgaben 
geben, die den Parteien vom Grundgesetz 
zugewiesen sind. Neben der Bezuschus- 
sung der für jede Partei gewonnenen 
Wählerstimmen bei den Europa-, Bun- 
destags- und Landtagswahlen werden — 
allerdings begrenzt — auch die Beiträge 
und eingeworbenen Spenden bezuschußt. 
Dadurch sollen die Parteien angehalten 
werden, sich noch stärker um Mitglieder 
und Förderer für ihre jeweilige Politik zu 
bemühen und so gleichzeitig die selbst 
erwirtschafteten Einnahmen zu erhöhen. 

Ab 1994 geringere Einnahmen 
Mit dem neuen Gesetz wird eine Begren- 
zung des Gesamtbetrages für alle staatli- 
chen Mittel eingeführt, die pro Jahr an 
politische Parteien gezahlt werden dür- 
fen. Sie liegt mit 230 Millionen DM um 
30 Millionen DM niedriger als die 
Summe der staatlichen Mittel, die die 
Parteien nach der alten Rechtslage im 
Jahresdurchschnitt bislang erhalten 

haben. Für die CDU bedeutet dies beson- 
dere Anstrengungen, um mit den ab den* 
nächsten Jahr geringeren Einnahmen aHe 

Wahlkämpfe 1994 bestehen zu können- 
Das Gesetz setzt das Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 9. April 1992 
und die darin getroffenen Vorgaben um- 
Insbesondere die drastische Einschrän- 
kung der steuerlichen Begünstigung von 
Spenden an politische Parteien trifft die 
CDU. Darüber hinaus wird der durch da 

Die CDU ist ebenso wie 
die anderen Parteien darauf 
angewiesen, daß die Bürge- 
rinnen und Bürger bereit 
sind, sich für unser Land 
politisch zu engagieren. 

Gesetz erhöhte Verwaltungsaufwand 
innerhalb der Parteien Mittel binden, f 
die CDU wird es darauf ankommen, 
künftig jede Mark noch effektiver als t»1 

her einzusetzen, um mit den dann gerin 
geren Mitteln die politischen Herausf°r' 
derungen erfolgreich bestehen zu kön- 
nen. 
Dabei ist sie ebenso wie die übrigen Pa 

teien darauf angewiesen, daß die Men- 
schen in unserem Land bereit sind, si° 
für unser Land und seine Zukunft p0'1' 
tisch zu engagieren und die Parteien z0 

unterstützen. Das Parteiensystem, ins^ 
sondere die großen Volksparteien ^a 

unserem Land in den vergangenen Jan 

zehnten innenpolitische Stabilität 
gebracht und die erfolgreiche Bewälti- ^ 
gung von Krisen ermöglicht. Dies g'11 ^ 
in unserem größer gewordenen Vater 
und im zukünftigen Europa zu bewahr 
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Koalition wird das Energiegesetz 
toch in diesem Jahr einbringen 
]? Koalition wird noch in diesem 
p0|.

r ein Artikelgesetz zur Energie- 
k .!t»k im Deutschen Bundestag ein- 
igen. 
De 
An Gesetzentwurf wird u. a. die 
i^nlußregelung für die Kohlefinanzie- 
, S nach 1995, eine Novellierung des 
rjm§esetzes mit der direkten Endlage- 
Anf a'S weiterer Entsorgungsform und 
re Gerungen an künftige Kernreakto- 
^ö j°W'e ^ege'ungen für die stärkere 
<k fcUn8 erneuerbarer Energien und 

tnergiesparens enthalten. 
(j.*en Rüttgers, Erster Parlamentarischer 
tag^

häftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
4 p    tion: Die Hiinosigkeit der SPD in 
gü    

nergiepolitik darf nicht zur Bewe- 
^ 8slosigkeit bei der Sicherung des 
Eej "jnftsstandortes Deutschland führen. 

de,n Artikelgesetz hat die SPD zum 

zweiten Mal die Wahl: kompromißlose 
Verweigerung auf Kosten unserer 
Arbeitsplätze oder vernünftige Kompro- 
misse. 

Eine sichere und umweltfreundliche 
Energieversorgung ist Grundlage unse- 
rer Wirtschaftsentwicklung und von 
erheblicher Bedeutung für unsere 
Standortqualität. 
Aus dem Leitantrag zum neuen Grund- 
satzprogramm 

Es reicht nicht, wenn führende Sozialde- 
mokraten in der Energiepolitik wie schon 
beim Tauziehen um das Asylrecht 
Monate und Jahre lang hinter vorgehalte- 
ner Hand von Einsicht und Kompromiß- 
willen munkeln. Es kommt jetzt darauf an, 
schnell im Bundestag und Bundesrat die 
richtigen Entscheidungen zu treffen.       • 

„Gebraucht werden" - ältere Menschen 
bringen ihre Erfahrungen ein! 

^idesweite Nachahmung sollte 
s Schweinfurter Seniorenprojekt 

lu    raucht werden" finden, das der 
ij ndesvorsitzende der Senioren- 
\y ,0n> Staatssekretär Bernhard 

0rrns, sehr begrüßt. 

i^ep.wirken Frauen und Männer mit 
arb -atz als Babysi"er, bei Garten- 

'««.beii 
j> . anderem mehr. Außerdem werden 

-•> "vim Haushüten, Tiersitting 

ren
S^n. angeboten, es wird eine Senio- 

$en"      fahrzentrale unterhalten, ein 
j,   '°ren-Notruf ist installiert, und 
^ 

Urse für 
^geführt. 

Gedächtnistraining werden 

Auch persönliche Kontakte und 
Gespräche kommen nicht zu kurz. Der 
Initiator, Alfred Albert, hat noch viele 
Ideen für die Zukunft. Der Einsatz ist 
ehrenamtlich auf der gesetzlichen 
Grundlage eines Fördervereins mit 
Mitgliedsbeiträgen. 

Wir brauchen, so Bernhard Worms, 
dringend Männer und Frauen, die sich 
nachberuflich engagieren und ihre 
Erfahrungen einbringen. „Gebraucht 
werden" eröffnet Zukunftsperspekti- 
ven, die das Leben im Alter schöner 
machen und den Austausch zwischen 
den Generationen fördern. 
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GRUNDSATZPROGRAMM 

Das christliche Selbstverständnis 
ist unser unverzichtbares Fundament 
Der Vorsitzende der Grundsatzpro- 
gramm-Kommission der CDU, Rein- 
hard Göhner, erklärte zum Thema 
„Das Christliche in der Politik — die 
Position des Grundsatzprogramm-Ent- 
wurfs des CDU-Bundesvorstands": 

Die vieldiskutierte Frage, wie sich die 
CDU der zunehmenden Säkularisierung 
unserer Gesellschaft — mit einem Drittel 
Konfessionsloser in der Bevölkerung und 
einer neuen Kirchenaustrittswelle — 
stellt, findet im neuen Grundsatzpro- 
gramm eine eindeutige Antwort. Die 
christliche Selbstverpflichtung der CDU 
wird als entscheidendes und daher unver- 
zichtbares Fundament der Volkspartei 
herausgestellt. Gleich in der 1. Ziffer des 
Leitantrags Grundsatzprogramm heißt 
es: „Unsere Politik beruht auf dem christ- 
lichen Verständnis vom Menschen und 
seiner Verantwortung vor Gott." 
Der Programmentwurf vom Januar 1993 
hat eine lebhafte Diskussion in der Partei 
ausgelöst, die auch die Öffentlichkeit, 
Vertreter gesellschaftlicher Institutionen 
und Gruppen, Wissenschaftler und 
Experten miteinbezieht. Die Repräsen- 
tanten der Kirchen wie auch der Theolo- 
gie haben in ihrer großen Mehrheit die 
Darstellung des christlichen Fundaments 
unserer Politik im neuen Grundsatzpro- 
gramm nachdrücklich begrüßt. Die nun 
vorliegende Überarbeitung des Pro- 
grammentwurfs stellt dies noch deutli- 
cher heraus; der CDU-Bundesvorstand 
hat sich mit dem einstimmigen Beschluß 
des Grundsatzprogramms dazu bekannt. 
Das christliche Verständnis vom Men- 
schen ist für christlich-demokratische 
Politik zentral. Es ist der historische Aus- 
gangspunkt und das geistige Fundament 

unserer Partei (Ziffer 6). Aus ihm ergib 

sich unser Bild von Gesellschaft und 
Staat, ergeben sich Auftrag und GreIJ^ 
von Politik im Dienst am Menschen \h 
10). Im Mittelpunkt steht die unantast- 
bare Würde jedes Menschen als einItl!l)S 
ger und unverfügbarer Person (Z. 7)- 
dieser Würde erwächst das Recht aut 
freie Entfaltung der Persönlichkeit. D'^. 
Freiheit gibt dem Menschen die Mög11 

keit zur sittlichen Entscheidung. Jedef 

Mensch trägt dafür die Verantwortung 
vor seinem Gewissen und nach Christ 
chem Verständnis vor Gott (Z. 8). 

Auf Gemeinschaft angelegt^ 

Der Mensch ist auf Gemeinschaft m« 
nen Mitmenschen angelegt. Er mU^:(. 
halb Verantwortung auch für seine M 
menschen und für die Gemeinschaft 
Ganze tragen (Z. 9). Das Gemeintes« ._ 
kann daher insbesondere gläubigen 
sten nicht gleichgültig sein. Gegen de 

Trend zum Rückzug ins Private und 
gegen ein privatistisches Freiheitsvef 

ständnis setzen wir das Leitbild einef f[ 
freien und verantwortlichen Gesellst 
und wollen Verantwortungsbereitscn 
Pflichtbewußtsein, Bürgersinn und 
Gemeinwohldenken stärken (Z. 1*» 
Freiheit und Verantwortung in ihre*   t< 

unlöslichen Zusammenhang sind ^   pi- 
Faden des Programms, der in allen 
teln durchdekliniert wird und den ^ 
deshalb als Titel gewählt haben. 

Die Entfaltung des Grundwerts »Fr6'en 
heit" im Januar-Entwurf ist — entg.:. 
unserer Absicht — als zu individu«i 'f 

stisch und mißverständlich kritisiert gf. 
den. In der Überarbeitung ist daher 
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L 

j-r a's bisher das Prinzip verantworteter 
pre'heit betont und ausgeführt (Z. 13-20). 

ssagen aus dem Ludwigshafener Pro- 
Tim sind übernommen worden. Dazu 

^ ^ört auch das Subsidiaritätsprinzip, 
ajjs Wir sowohl unter „Solidarität" als 
22°" unter „Freiheit" ausführen (Z. 16; 

uud 23). Wichtig ist dabei das Wech- sely erhältnis: Staat und Gemeinschaft 
Ssen die subsidiäre Aufgabenwahrneh- 

y , le Kräfte des einzelnen, von freien 
*o 

ng erleichtern und fördern, dort aber, 

'erbj anden oder Gruppen überfordert 
en. Die freien Träger werden ;Hhelf, 

(Z i a'S ^'s^er 'm Programm gewürdigt 
3m , ' 55, 104); dasselbe gilt für ehren- 
volle Tätigkeiten (Z. 50, 105). 
g    gegenüber dem Ludwigshafener Pro- 
^ mm ist das 6. Kapitel mit dem christli- 
Sc, .. anliegen, zur Bewahrung der 
iij ^Pfung beizutragen. Die Natur ist 
U^    nur Voraussetzung und Instrument 
Q   res Gebens, ihr kommt als Schöpfung 
(£ i6S aucb eine Eigenbedeutung zu 
nn'. ')• Der Eigenwert der Schöpfung 
0e    

,e Verantwortung für zukünftige 
dje 

erationen machen uns zur Aufgabe, 
sjci  e°ensgrundlagen der Menschheit zu 
SCk.ern und auch darüber hinaus die 
8e& P Ung zu bewahren. Wir wenden uns 
%\      e These, der Mensch sei einer 
8e$e,     

n Steuerung des von ihm in Gang 
^hi 2ten technischen Fortschritts nicht 

^ich Cr hat die KomPetenz und die 

W   ' moralisch verantwortbar mit sei- 
v   ecr|nischen Können umzugehen. 

^hrenund gestalten 
'es *     '.    '  

^esij 
u 'eisten gehört zur Größe seiner 

iZ, i^Ung als Geschöpf Gottes 
\ d     Bewahren heißt für uns Gestal- 
%CL 

njllt die Zusammenhänge und 
k^sch     tigkeiten im Netzwerk von 
Sbe     Natur und Umwelt erhalten 
^h'43^ Wir lehnen den Machbar- 

en ebenso ab wie das Weltunter- 

gangsszenario und setzen dagegen die 
Fähigkeit und Pflicht des Menschen zur 
ethisch verantworteten Weiterentwick- 
lung und Gestaltung seiner Umwelt. 
Gefährdungen für die menschliche 
Würde bestehen vor allem, wo der 
Mensch besonders hilfsbedürftig ist und 
seine Interessen nicht selbst vertreten 
kann. Wir treten im neuen Grundsatzpro- 
gramm deshalb nachdrücklich für den 
Schutz des Lebens ungeborener Kinder 
(Z. 46) und für die Unantastbarkeit des 
menschlichen Lebens an seinem Ende ein 
(Z. 101) — Themen, die im 1978er Pro- 
gramm nicht behandelt wurden. Dazu 
gehört auch der Einsatz für die Armen 
und Schwachen sowie für behinderte 
Menschen (Z. 39). Die Bewahrung und 
Stärkung christlicher Werte ist für die 
Menschlichkeit unserer Gesellschaft ins- 
gesamt wichtig. Die Bejahung der Würde 
des Menschen und der daraus abgeleite- 
ten Grundüberzeugungen unserer Politik 
ist die gemeinsame Grundlage für Chri- 
sten und NichtChristen in der CDU. 

Kirchensteuer beibehalten 

Die Leistungen der Kirche auf 
sozial-karitativem Feld und im erzieheri- 
schen Bereich werden in einem eigenen 
Kapitel „Kirchen und Religionsgemein- 
schaften" (Z. 62) gewürdigt. Ihr Beitrag 
zur Entwicklungshilfe wird im außenpoli- 
tischen Kapitel hervorgehoben (Z. 136). 
Ebenso wichtig ist aber ihre Bedeutung 
für das Gemeinwohl und die Wertorien- 
tierung unserer Gesellschaft. Wir treten 
dafür ein, das System der Kirchensteuer 
beizubehalten, um den Kirchen die Erfül- 
lung dieser Aufgaben zu gewährleisten. 
Wir sehen in der Bewahrung der christli- 
chen Wertgrundlagen, insbesondere der 
Unantastbarkeit der Personwürde, das 
gemeinsame Anliegen der CDU Deutsch- 
lands und der christlichen Kirchen 
(Z. 62). • 
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FRAUENPOLH* 

Offensiv für mehr Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern eintreten 
Für die Weiterentwicklung der Frau- 
enpolitik in Bund und Ländern, in 
Wirtschaft und Gesellschaft brauchen 
wir eine stärkere gesetzliche Veranke- 
rung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern. Die Bundesre- 
gierung hat einen Gesetzentwurf vor- 
gelegt, der ein deutliches Signal in die 
richtige Richtung setzt. Dieses Gesetz 
muß jetzt zügig verabschiedet werden. 

Die öffentliche Meinung ist pro Gleich- 
berechtigung und pro Partnerschaft zwi- 
schen den Geschlechtern. Wenn man 
Umfragen glauben darf, so sind sogar 
über 60 Prozent der Bevölkerung der 
Meinung, daß bisher zu wenig für die 
Gleichberechtigung getan wurde. Dies 
war auch das eindeutige Ergebnis der 
zweitägigen Anhörung, bei der die 
Gesetzentwürfe der Bundesregierung und 
der SPD-Opposition zur Diskussion stan- 
den. 
Im Bereich des öffentlichen Lebens ist es 
notwendig, staatliche Rahmenbedingun- 
gen zu schaffen, die ein mehr an Gleich- 
berechtigung ermöglichen. Der Weg, bis 
Frauen zumindest de jure den Männern 
gleichgestellt wurden, war lang. Wir wol- 
len auf die praktische Umsetzung nicht 
nochmals Jahre warten. 

Die Anhörung bestätigte: Es bringt nicht 
viel, utopische Forderungen zu formulie- 
ren, wie sie der SPD-Entwurf reihenweise 
enthält. Im Gegenteil: Eine offene Dis- 
kussion darüber ist notwendig, was 
Gesetze vernünftigerweise leisten sollen 
und leisten können. Populistische Ver- 
sprechungen nützen niemanden. 

Wir brauchen realitätsbezogene und 
praktikable Vorschläge. Unsere Vorstel- 
lungen sollen weder verfassungsrechtlich 

angreifbar noch wirtschaftspolitisch 
widersinnig sein. Diese Grundsätze la 
der SPD-Entwurf in weiten Teilen au» 
acht. Das machte auch die Anhörung 
deutlich. 
Es ist weder möglich noch sinnvoll, de' 
Privatwirtschaft feste Reglements zur 
Frauenförderung vorzuschreiben. im fl 

ungünstigsten Fall wirken sie sich geg^ 
die Frauen aus. Es wurde deutlich, da 
im privatwirtschaftlichen Bereich vor* 
gig die Tarifpartner gefordert sind, die 

Gleichberechtigung von Frauen und 

Von Claudia Nolte, frauen- 
und jugendpolitische Spreche' 
rin der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, nach der öffe*1 

liehen Anhörung des Bunde*' 
tagsausschusses Frauen und 
Jugend am 13. November i» 

I Bonn , 

Männern zu verwirklichen. Es liegt i^, 
Sinne der Unternehmer, auf das ArD    J,J 
kräftepotential qualifizierter Frauen 
zu verzichten. 
Die im SPD-Entwurf geforderte star'6 

Quote wurde auch von den Experte*1 

mehrheitlich abgelehnt. Sie wäre ,ja^ 
töricht", wie es die Vertreterin der 
sogar formulierte. Frauen und ^än    jg' 
müssen gemäß ihrer Leistung und

I^ieiH1 

keit gleiche Chancen bekommen. ^. jVor 

Regierungsentwurf vorgesehenen &' 
gaben werden dem gerecht. Sie °r,e „d 
ren sich an der konkreten Situation     $ 
berücksichtigen die zu erwartende 
berstruktur. Auch das Mitbestimmt 
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Horst Waffenschmidt weiter an der Spitze 
der Kommunalpolitischen Vereinigung 

*forst Waffenschmidt, Parlamenta- 
r,scher Staatssekretär im Bundesin- 
nenministerium, seit 1973 Bundes- 
v°rsitzender der Kommunalpoliti- 
ken Vereinigung der CDU und 
^-SU Deutschlands, wurde am 12. 
November auf dem Kommunalkon- 
8j*ß der KPV eindrucksvoll mit 

Der 91 Prozent der Stimmen in sei- 
*e«i Amt bestätigt. 
. affenschmidt vor den Delegierten: 

,r leben in einer Zeit des Umbruchs. 
'e politische Lage in der Welt, in 

. Uropa und in Deutschland hat sich 
n den letzten drei Jahren dramatisch 
erändert. Dies ist nicht ohne Auswir- 
ken auf die Menschen in unserem 

tand geblieben. 
b 
^gpektiven entwicklet!  

,,e Kommunalpolitik muß die Verän- 
^rungen in unserer Gesellschaft auf- 
sn t en un(* zu^unftswe'sende Per- 
fektiven für die Menschen entwik- 

n- Dafür möchte ich mit den Kom- 

au ?a,po,itikern von CDU und csu 
cil in den nächsten Jahren arbeiten. 

Bundeskanzler Helmut Kohl dankte 
Waffenschmidt und den Kommunal- 
politikern der Union für ihren stetigen 
Einsatz und forderte zu einer großen 
Kraftanstrengung im Superwahljahr 
1994 auf. 

1994 wird Schicksalsjahr 

Kohl: 1994 wird ein Schicksalsjahr der 
deutschen Politik. Die Deutschen ent- 
scheiden darüber, wie dieses Jahrhun- 
dert mit seinen großen Herausforde- 
rungen zu Ende gebracht und ein 
neues Jahrhundert politisch begonnen 
wird. Es geht um die Zukunftsfähig- 
keit unseres Landes. 

Die über 350 Delegierten des Kommu- 
nalkongresses diskutierten darüber 
hinaus mit Bundesministerin Hanne- 
lore Rönsch über eine „Sozialpolitik 
der Zukunft", verabschiedeten eine 
Fülle von politischen Anträgen zur 
Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und 
Europapolitik und aktualisierten das 
Kommunalpolitische Grundsatzpro- 
gramm der KPV. 

°rsett A 
\h die SPD den Unternehmern 
lw Verordnen will, ist abzulehnen. Es 
S 

ren2t unternehmerische Freiheit in 
ö. U,assiger Art und Weise. 

Sgs
nhorung hat gezeigt: Der Regie- 

^Kntw«rfist sowohl aus wirtschaftli- 
r«aiist'

e aus frauenpolitischer Sicht eine 
lenO°he Grundla8e- An einigen Stel- 
\ b *rf er der Nachbesserung. So ist 
\en-Spiel erforderlich, die Formulie- 
re ^t

ln Artikel 8 (§ 61 la BGB), in dem 
5s {$ Sc°ädigung beim Verstoß gegen 

achteiligungsverbot geregelt wird, 

dem Urteil des Europäischen Gerichtshof 
anzupassen. 
Aus dem einen oder anderen „Soll" 
könnte ein „Muß" werden. Nicht „flexi- 
ble", sondern „verbindliche" Zielvorga- 
ben sind in Frauenförderungsplänen vor- 
zusehen, die sich im Gegensatz zur Quo- 
tenregelung an den Gegebenheiten der 
jeweiligen Dienststellen orientieren. 
Politik für Frauen ist mehr als Frauenpo- 
litik. Wir müssen in allen Bereichen 
offensiv für mehr Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern eintreten.      • 
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Landesparteitag in Saarlouis 

Klaus Töpfer eindrucksvoll bestätig* 
Personelle Kontinuität und wirt- 
schaftspolitische Perspektiven kenn- 
zeichneten den von einer Atmosphäre 
der Aufbruchstimmung und Geschlos- 
senheit geprägten 45. Landesparteitag 
der CDU Saar am 6. November in der 
Kulturhalle Saarlouis-Roden. 

Mit 93 Prozent der Stimmen ist Klaus 
Töpfer von den 400 Delegierten in sei- 
nem Amt als Landesvorsitzender bestätigt 
worden. Ebenfalls wiedergewählt wurden 
mit 89 Prozent Peter Jacoby, Vorsitzender 
der CDU-Landtagsfraktion, und mit 80 
Prozent Gaby Rauber als stellvertretende 
Vorsitzende. 
99 Prozent der Delegierten wählten 
Hans-Herbert Mörsdorf zum neuen Lan- 
desschatzmeister für den nach langjähri- 
ger Tätigkeit ausgeschiedenen Rudolf 
Heimes. Dem neuen Landesvorstand 
gehören außerdem zwanzig weitere Mit- 
glieder als Referenten an. 

Inhaltlich wurde der Parteitag angesichts 
der dramatischen Entwicklungen auf dem 
saarländischen Arbeitsmarkt und in der 
saarländischen Wirtschaft von wirt- 
schaftspolitischen Perspektiven in den 
zentralen Existenzfragen des Landes 
geprägt. 
Der Wirtschaftsstandort Deutschland im 
allgemeinen und der Standort Saarland 
im besonderen zogen sich daher auch als 
roter Faden durch die kämpferischen 
Reden des Bundesvorsitzenden, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, und des Landes- 
vorsitzenden, Bundesminister Klaus Töp- 
fer. Der Bundeskanzler ermunterte zu 
einer gemeinsamen Kraftanstrengung in 
Deutschland. 
Er sicherte den anwesenden Bergleuten 

die Kohlefinanzierung im Rahmen ein 
erforderlichen energiepolitischen Kofl'^ 
senses zu. Gerd Zibell, Vorsitzender de 
IGBE, bezeichnete Kohl als „Freund o 
Bergleute". 
Klaus Töpfer warf der Landesregierung 
wirtschaftspolitische Untätigkeit und 
Unfähigkeit vor und stellte die AnsätZ

def 
der CDU Saar zur Umstrukturierung 
Saar-Wirtschaft vor. Mit arbeitsmarktp 
litischen Instrumenten müsse ein StrU 
turwandel eingeleitet werden. Diese 

CDU Saar angesichts de 
bevorstehenden Wahljahre5 

1994 in positiver und 
kämpferischer 

Aufbruchstimmung 

Ansätze mündeten in einen von Pete 
Jacoby vorgestellten und von der gr°,e, 
Mehrheit der Delegierten verabschie 
ten wirtschaftspolitischen Leitantrag- 
In diesen Leitlinien und Perspektiven 
dert die CDU Saar die Verbesserung 
standortspezifischen betrieblichen       y 

Kostenfaktoren, den Abbau von Bür 
tie, eine verstärkte, dem Mittelstand 
zugute kommende Privatisierung, d> 
Beschleunigung von Genehmigung5 

fahren, einen Wandel ohne Bruch be 
Kohle und Stahl, die Bereitstellung vy. 
Ansiedlungsflächen und ein professi 
les Gewerbeflächenmanagement so 
die Einführung eines zweiten Arbe»     < 
marktes, etwa durch die Ausdehnung 
§ 249 h Arbeitsförderungsgesetz aui 
Saarland. e 
Letzteres hatte der Bundesparteitag 
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Antrag der CDU Saar kürzlich in Berlin 
erabschiedet. Bereits am Vorabend des 
arteitages diskutierte ein breites Forum 

Üjjt Vertretern aus Wirtschaft und Politik 
Jber den „Standort Saarland" und rief 

abei übereinstimmend zur Bündelung 
."er Kräfte und zur gemeinsamen Initia- 
le Saar auf. 

jjjflheitlicher Verkehrsraum 
n einem zweiten Leitantrag wurden auch 

j^chtlinien für einen zukunftsorientierten 
Jfentlichen Personennahverkehr 
jUPNJV) verabschiedet, in denen ein ern- 
stlicher Verkehrsraum Saar und ein 
erkehrsgesamtkonzept für Straße und 
chiene gefordert werden. Eingefordert 
|rd dazu ein integriertes Verkehrsent- 

. lcklungskonzept für alle Verkehrsträger 
^ Personen- und Güterverkehr. Der von 
er Jungen Union gestellte Antrag auf 
usstieg aus der Kernenergie wurde zur 
eiteren Beratung in den Landesaus- 
ehuß überwiesen. 
le Personellen und inhaltlichen Wei- 

"enstellungen für die Zukunft und die 
IQ 

te Atmosphäre am geselligen „Saar- 
^ Ulser Abend" zeichneten angesichts des 
Vorstehenden Wahljahres '94 eine posi- 

Ve Und kämpferische Aufbruchstim- 
mu"g der CDU Saar. 

Inter-Rail-Karte 
bleibt erhalten 
Die Inter-Rail-Karte wird auch künf- 
tig als attraktives Angebot für Jugend- 
liche bis zum vollendeten 26. Lebens- 
jahr bleiben. Dies ist das Ergebnis 
einer entsprechenden Einigung der 
europäischen Bahnen. 

Ursprünglich hatten die Eisenbahnen 
Frankreichs, Italiens, Spaniens, Portugals 
und Marokkos die Absicht, sich künftig 
am europäischen Inter-Rail-Angebot in 
der bisherigen Form nicht mehr zu betei- 
ligen. Der Grund hierfür war, daß diese 
südlichen Länder in den Urlaubszeiten 
besonders stark in Anspruch genommen 
werden, ohne an den Einnahmen entspre- 
chend beteiligt zu sein. 
Über die grundsätzliche Einigung der im 
internationalen Eisenbahnverband 
zusammengeschlossenen europäischen 
Eisenbahnen über die Beibehaltung der 
Inter-Rail-Karte hinaus sollen nun 
zusätzlich Inter-Rail-Karten mit voraus- 
sichtlich ermäßigtem Preis auch für ein- 
zelne Zonen verkauft werden können. 
Die Einzelheiten hierzu wollen die euro- 
päischen Eisenbahnen Ende November 
dieses Jahres festlegen. 

Bremer CDU-Fraktionsvorstand unverändert 
öer 52jährige Peter Kudella bleibt Vorsitzender der CDU-Fraktion der Bremi- 
Schen Bürgerschaft. Neben dem seit 1989 amtierenden Oppositionsführer wur- 
den alle Vorstandsmitglieder bestätigt, darunter auch die Kudella-Stellvertreter 
Elisabeth Motschmann, Reinhard Metz und Michael Teiser. Für eine Koalitions- 
J^gierung in dem seit 1991 von einem Ampel-Bündnis regierten Zwei-Städte- 
?|aat stehen die Weser-Christdemokraten zukünftig nicht mehr zur Verfügung. 
D'es teilte Landeschef Bernd Neumann nach einer gemeinsamen Klausurtagung 
j°n Landesvorstand und Bürgerschaftsfraktion mit. Dort erklärte sich CDU- 
Undesvize Ulrich Nölle zu einer erneuten Spitzenkandidatur bei der Landtags- 
Wahl 1995 bereit. 
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Die Richtung stimmt, und die 
Vernunft hat sich durchgesetzt 
Als einen „geräuschlosen Parteitag 
voller Diskussion und Spannung und 
nicht nur der Harmonie" hat der bis- 
herige und neue Landesvorsitzende der 
Berliner CDU, Eberhard Diepgen, den 
6. Landesparteitag der (Gesamt-)Ber- 
liner CDU am 12./13. November in 
der Kongreßhalle am Alexanderplatz 
bezeichnet. 

Diepgen, jetzt zehn Jahre Landesvorsit- 
zender, erhielt 71,4 Prozent der abgegebe- 
nen Stimmen. Der neue Generalsekretär 
Dieter Ernst konnte ebenfalls die erfor- 
derliche Stimmenmehrheit verbuchen. 

Die teilweise auch knappen Mehrheiten 
bei den Vorstandswahlen brachten die 
Stimmung der Parteibasis zum Ausdruck, 
die durch mancherlei Frust gekennzeich- 
net ist: Der Umzug von Regierung und 
Parlament in die Hauptstadt wird halb- 
herzig betrieben, die Zusammenarbeit mit 
dem Koalitionspartner SPD, bei den der- 
zeitigen Mehrheitsverhältnissen unver- 
meidlich, läßt viele Berliner Themen 
nicht vorankommen, wobei selbst so 
ärgerliche Dinge wie zahlreiche kommu- 
nistische Straßennamen in Ost-Berlin 
wegen des gemeinsamen Widerstandes 
von PDS und SPD in den Ost-Bezirken 
nicht konsequent in Angriff genommen 
werden. 

Der geradezu überstürzte und der Ent- 
wicklung vorauseilende Abbau von 
Berlinhilfe und Berlinförderung mit allen 
Konsequenzen für den Arbeitsmarkt und 
die Investitionsfreudigkeit in Berlin — im 
Gegensatz zu den Bremsversuchen bei 
der Umzugsplanung — hat ebenso auf 
die Stimmung geschlagen wie der auf 
dem Parteitag geäußerte Vorwurf, der 

Regierende Bürgermeister lasse die Parte 

zu kurz kommen. 

Für viele dieser Unmuts-Motive ist die 
Situation insgesamt, aber nicht Eberhar 
Diepgen verantwortlich zu machen. Ape 
es gehört nun einmal zu dem unverme«1' 
liehen Schicksal eines Vorsitzenden, au« 
die Prügel für Dinge einstecken zu müs- 
sen, für die er im Ernst gar nicht verant- 
wortlich gemacht werden kann. 

Natürlich herrscht gerade an der Parte«- 
basis Unruhe darüber, daß nach Mei- 
nungsumfragen die Anzahl der Wähler* 
die nicht zur Wahlurne gehen wollen, »^ 
Steigen ist. Dem will man mit verstärkte 
Dialog-Bereitschaft im Gespräch mit de 
Bürger entgegenwirken anstelle eines 
Frontal-Wahlkampfes. 

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Klaus 
Landowsky warnte vor der Gefahr, dal* 
die Gesellschaft sich zu einem Kongl°' 
merat der verschiedensten Interessen- 
gruppen entwickeln könnte unter Miß' 
achtung der Gemeinschaftsinteressen- 

Ein klassisches Beispiel dafür gaben aü 

dem Parteitag selbst gerade betuchte 
Kreisverbände in ihrem — glücklicher- 
weise erfolglosen — Kampf gegen d^u. 
Antrag des Landesvorstandes, fünf »* . 
kreisgeschäftsstellen im Ostteil der Sta 
durch einen Solidarbeitrag der West- 
Kreisverbände zu finanzieren. 

Ergebnis des Parteitages: Die Richtung 
stimmt, die Vernunft hat sich durchge-•  „ 
setzt, und die Parteibasis muß lernen,   ^ 
der gelegentliche Verdruß von Funkt»0 

ren keineswegs identisch ist mit der 
durchaus positiven Meinung der Bevo 
rung über ihren Regierenden Bürgerm ^ 
ster Eberhard Diepgen. 
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I der 

Frauen Notizblock 
134 Seiten für 6,-DM »Packung 

ich bestelle ,,  ,     Notizblöcke »Mit Grips ohne 
Schlips« zum Preis von 6-DM + Porto/Verpackung 

Blum, VfliarBcbnlt 

Porto/Verpackung bei Einzel- 
bestellungen = 4- DM. Den 
Gesamtbetrag von 10,- DM in 
Briefmarken oder Verrechnungs- 
scheck beilegen. 

Ab 2 Notizblöcken wird 
Porto/Verpackung nach Aufwand 
berechnet. Sie erhalten dann eine 
Rechnung. 

Bestell-Coupon einsenden an: 

Verlag Bonner Werbe-GmbH 
Friedrkh-Ebert-Atlee 73-75 
53113 Bonn 

1 

BBS 
praktischer, 

splralgebundeo« Notizblock 
im handlichen Format 12 x 17 cm 

{Abbildung In OrlglnsIgroBe) 
13« Sehen, davon 16 farbige Sehen 

zur Arbelt der Frauen Union 
gedrucktau* umweltfreundlichem 

100% Recyclingpapier 

Mit Grips 
ohne Schlips. 

^it rv 
**H Bi ohne Schlips" heißt das neue Frauen-(politische) Notizbuch der FU der CDU, das auf 
Sw Undesdelegiertentag am 13./14. November 1993 erstmals der Öffentlichkeit vorgestellt 
V6r^inri'n acnt KaP'teln und Abbildungen enthält es Texte zur Arbeit der Frauen in der CDU und 
a's Mitk •damit in hervorragender Weise praktische Nutzung mit politischer Aussage. Geeignet 
^rte 

bringsel oder kleine Aufmerksamkeit zu den Festtagen, wie auch mit beigefügter Visiten- 
So,0rt Kandidatinnen-Empfehlung im Wahljahr 1994 verwendbar. Bestellungen können ab 

nach nebenstehendem Bestellzettel vorgenommen werden. 
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Zur Erinnerung und als Geschenk 
: ^^  : t*ar     —-—'—' —• 

Konrad Adenauer ver- 
starb am 19. April 

1967. Aus Anlaß seines 25. 
Todestages haben wir zur 
Erinnerung an den ersten 
Bundeskanzler der Bun- 
desrepublik Deutschland 
eine Gedenkmedaille her- 
ausgegeben. 
In Feinsilber 999, Spiegel- 
glanzprägung, 40 mm 
Durchmesser, 23 Gramm, 
kostet das Exemplar ein- 
schließlich Etui und Mehr- 
wertsteuer DM 80, — . 
Hinzu kommen Porto- und 
Versandkosten. 
Die Medaille ist zum Preis 
von DM 23,80 einschließ- 
lich Etui und Mehrwert- 
steuer (zuzüglich Porto- 
und Versandkosten) auch 
in Bronze-Ausführung lie- 
ferbar. Der Durchmesser 
beträgt bei dieser Version 
50 mm. 

Seit I.Oktober 1982 ist 
Helmut Kohl Bundes- 

kanzler. Nach Konrad Ade- 
nauer, der von 1949 bis 

1963 amtierte, ist dies die 
längste Kanzlerschaft in 
der Geschichte der Bun- 
desrepublik Deutschland. 
Als Vorsitzender der CDU 
steht Helmut Kohl nun- 
mehr 20 Jahre an der 
Spitze seiner Partei. Das 
politische Wirken Helmut 
Kohls über vier Jahrzehnte 
fand in der Wiedervereini- 
gung einen Höhepunkt von 
geschichtlicher Dimension. 

Zehn Jahre Bundeskanzler 
Helmut Kohl am 1. Oktober 
1992 und 20 Jahre Bundes- 
vorsitzender der CDU 
Deutschlands am 12. Juni 

1993, haben uns dazu 
angeregt, zur Erinnerung 
und als Geschenk eine 
Medaille herauszugeben 

In Feinsilber 999, Spiefl6'' 
glanzprägung, 40 mm 
Durchmesser, 23 Grarn" • 
kostet das Exemplar ein' 
schließlich Etui und Men 
wertsteuer DM 80,-- D 

kommen Porto- und Ve ' 
sandkosten. 

Die Medaille ist zum P/*? 
von DM 23,80 einschließ 
lieh Etui und Mehrwert- 
steuer (zuzüglich Port% 
und Versandkosten) J£ 
in einer Bronze-Ausfün. 
rung lieferbar. Der Du^ 
messer beträgt in dies 
Version 50 mm. 

Bestellungen bitte uD» 
Union Betriebs-GmbH 
oder direkt bei: . 
Bonner Werbe-Gmb 
Friedrich-Ebert-AHe 

73-75, 53113 Bonn 
Tel. (0228) 530711J 
Fax (0228) 530711» 
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^starker Sieg 
[ür die Schwachen 
Nach Verabschiedung der Pflege- 

versicherung im Deutschen Bun- 
estag hat die Christlich-Demokrati- 

>che Arbeitnehmerschaft (CDA) die 
Hier 
\ 

abgebildeten Materialien, zwei 

CDA- 
9blätter und ein Plakat, an die 

Di 
Gliederungen verschickt. 

e Materialien sind, solange der Vor- 
I j reicht, auch von jedem anderen 

eressenten zu beziehen. 

Teilungen an: 
CöA-Hauptgeschäftsstelle 
J°hannes-Albers-Allee 3 
J3639 Königswinter 
Tel.(02223)73-129 
Fax (02223) 73-132 

in starker Sieg für die Schwachen - 
Soziale Pflegeversicherung 

«"an Z*9*»«lll,lml kann isden 
***•»A "«"«^n nach einem 
**«„" ^"»«sieben,  junge  Men- 

;% ""'den schwerstbehindert 
"«I ein-, - - DI« menschliche Qua- 
'"• Ml Ifr"*1** "*$ »eh dar- 
g-h,   "• mit den Schwachsien um- 

•«Jn^Je'pinchseüung von Erzle- 
?"3S5J^"ngwente und Er- 

S.'ls»«:h-Sn)?!,,au5aa8n«   Thema 

^'u^So^il*,n^d2n
B 

/°*ben ni "Äte ^egeversichenjng. 

«•WSJ«. .Qe"onnen haben die 
m",'* an  ^*,en Schicksal endlich 

k*H'^Än,leSK0*"9C"9e' 

*u»bag'* | '""•Qeversicherung Ist der StartichuB für den weiteren 
c'u,|lch 7*L bur9*rn»h»n Pflege-Infrastruktur. Sie unterstützt die 

9llt let.r"*9* und VtMtMMMOfl ambulante und stationäre Hilfen. 
*" Setiö?,.""1 Dion«< «m Menschen besser anzuerkennen. Hler- 

« •'Heg," !ur d|e nebenberuflich Pflegenden die Anrechnung der 
l*hlun e"en bel *' Rentenversicherung, ebenso die bessere 

""•chtk,,? *^r Pflegeberufe. Die soziale Pflegeversicherung ist der 
8 einstieg zur Losung der gesamten Pflegeproblematik. 

"•"•—.ft. Sterken für die Schwachen • Aitoeltriehmer mechen Politik 

Motzen kann jeder... 
... Pflegeversicherung durchgesetzt 

... Sozialstaat ausgebaut! 

E 
..ihren   ihren   Emehungsunauü 

deutet seit Einführung von Erziehungsgeld. Er- 
zwhungsrente   und   Erziebungaurlaub   nicht 

platzes Aul drei Jahre wurde das Erziehungs- 
geld und der Emehungsurteub ausgeweaet 
COAMilgkeder im Kabmett Helmut KoNa. ww 

schalt gestellt Erciehurtgageld. ErzM*hungsur- 
lauO und Ernehungsrente Sand Vorboten eines 
geseiischalTUchen Lohns für soiiete Tangke-- 
ten. dM bis 1986 im Bruttosozialprodukt rucht 
bewertet wurden Bettina K und ihre Tochter 
erfahren dadurch konkrete Htftea Oe CDA hat 
sie. « Zusammenarbeit mil anderen chnstlich- 
sozmren Organisationen,   au' den Weg ge- 

Nun  tun i 

Schock. Nach einigen Gesprächen 
zusUnrfcgen Arbeitsamt beginnt er • 
ftzierungsmaArtahrne. so daß ehe Zi 
beitsk)s>gketf smnvoD genutzt wird 

Choren Arbeitsplatz in einem neue 
Möglich >st dies, wed der ehemalige 

Deutschland g*l   Sana Kemausaage   Lieber 

Arbeit skis-ake-t 

stungen nicht weit genug. Mit »it«, oder 
ntchts- würde fedoch nur eines erreicht. 
Ote Pflege verekcherung muSte um wettere 
20 Jahre vertagt werden. 

1994 tritt eine Pflegeverelcherung in Kraft, die das Lot der 
Schwächsten in der Gesellschaft mildert. In der zweiten Stufe 

werden 1996 über 26 Mrd. DM jahrlich zugunsten der 
Pflegebedürftigen zusatzlich mobilisiert. 

Chrialllch-Bozial   a afce Starten für die Schwachen • Arbe.1r>ehme* machen PoHttk 

Motzen kann jeder... 

. Pflegeversicherung 
durchgesetzt. 

. Sozialstäat ausgebaut 

Christlich-Demokratische Arbeitnehmerschatt 
Deutschlands 

»A 
CDA-Hauptgeschäftsslelle. Johannes-Albers-Allee 3, 53639 Königswinte 
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Materialien vom 4. Parteitag der CDU 

• Helmut Kohl: Wir sichern 
Deutschlands Zukunft 
Der Parteivorsitzende Helmut Kohl erklärt 
in dieser Grundsatzrede die Notwendig- 
keit des Umdenkens, von Veränderungen 
zur Wahrung unseres Wohlstandes und 
zur Sicherung unserer Zukunft. Er bezieht 
deutlich Position zu innenpolitischen Pro- 
blemen, zur Standortfrage der Industrie- 
nation Deutschland sowie zur Vollendung 
der inneren Einheit Deutschlands und 
appelliert zum Denken in europäischen 
Dimensionen. 
Bestell-Nr.: 3726 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 30, — DM 

• Wolfgang Schäuble: Wir zeigen 
den Weg in eine bessere Zukunft 
CDU/CSU-Fraktionschef Wolfgang Schäu- 
ble fordert in seiner Rede dazu auf, auf die 
neuen Herausforderungen nicht mit Resi- 
gnation, sondern mit Optimismus und 
Zuversicht zu reagieren. 
Bestell-Nr.: 3728 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 30, - DM 

• Peter Hintze: Unser Weg zum 
Erfolg 1994 
Generalsekretär Peter Hintze erläutert in 
dieser Rede die Wahlstrategie der CDU im 
Mega-Wahljahr 1994. Er spricht dabei 
nicht nur die entscheidenden Themen des 
kommenden Jahres wie z. B. Arbeitslosig- 
keit und Innere Sicherheit an, sondern er 
trifft auch Aussagen zur Koalition und zur 
langfristigen Politik der CDU an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert. 
Bestell-Nr.: 3727 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 30, - DM 

• Erziehung und Ausbildung in 
unserem freiheitlichen demokf*' 
tischen Bildungssystem 
Nach einer fast zweijährigen Diskussion 
phase, in der sich die CDU bereits einge- 
hend mit Experten, Wissenschaftsinstit 
tionen und Verbänden außerhalb der Pa 

tei beraten hatte, ist ein neues gesamt- 
deutsches Bildungsprogramm entstan* 
den, das auf dem 4. Parteitag der CDU" 
September in Berlin verabschiedet wur 

Bestell-Nr.: 5729 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 24, - DM 

• Kriminalität entschlossen 
bekämpfen - Innere Sicherheit 
stärken 
Die Innere Sicherheit, das ist eines der 
dringendsten innenpolitischen Themen- 
weiches auch im kommenden Wahlp1^ 
entscheidend sein wird. Der nun vorl'6' 
gende Beschluß vom 4. Parteitag, rrw ^ 
Einführungsrede von Rudolf Seiters, s 
deutlich machen, daß Freiheit und Sie 
heit der Bürger zusammengehören. D   ., 
halb enthält dieser Beschluß ein einde 
ges Bekenntnis zu Polizei und Verfas- 
sungsschutz. 

Bestell-Nr. 5730 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 21, — DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax: 05423/41521 
Preise inkl. Versand zuzügl. MwS 
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Helmut Kohl 

Wir sichern 
Deutschlands 

Zukunft 
Rßde auf dem 4. Parteitag der CDU Deutschlands 

i^^B^^ 
Kriminalität ent- 

flossen bekämpfen - 
Innere Sicherheit 

stärken 
Be*hi uß des 4. Parteitags der CDU Deutschlands 

Wolfgang Schäuble 

Wir zeigen 
den Weg in eine 
bessere Zukunft 

Rede auf dem 4. Parteitag der CDU Deutschlands 

Ä 

Peter Hintze 

Unser Weg 
zum 

Erfolg 1994 
Rede auf dem 4. Parteitag der CDU Deutschlands 

Ä 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

CDU-Eiskratzer in neuer Qualität 
Weihnachtszeit, das ist in unseren 

Breitengraden auch immer die kalte 
Jahreszeit, d. h. zugefrorene Scheiben, 
verschmutzte Scheinwerfer behindern 
wieder die Sicht. Unser neuer CDU-Eis- 
kratzer schafft hier Abhilfe. 
Und was ist da daran neu? 
Der neue Eiskratzer ist größer, besteht 
aus stärkerem Material und besitzt einen 
langen Griff, damit die Finger nicht 
schmutzig werden. 
Und wo bleibt der Umweltschutz? 
Der neue Eiskratzer besteht aus recycel- 
ten bzw. wieder eingeschmolzenen Pro- 
duktionsabfällen aus Polysterol, das z. B. 
für die Produktion von Joghurtbechern 
benötigt wird, und ist somit ein weiterer 
Beitrag zum Abbau der Müllberge. 
Bestell-Nr.: 9890 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl. 69, — DM 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164, 33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 
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